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Tenor

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 260 Abs. 1 AEUV verstofSen, dass sie nicht
alle Manahmen ergriffen hat, die sich aus dem Urteil vom 9. November 2017, Kommission/Griechenland (C-481/16,
nicht veroffentlicht, EU:C:2017:845), ergeben.

2. Die Hellenische Republik wird verurteilt, an die Europaische Kommission ein Zwangsgeld in Hohe von 4 368 000 Euro
fur jeden Sechsmonatszeitraum ab dem Tag der Verkiindung des vorliegenden Urteils bis zur vollstindigen
Durchfithrung des Urteils vom 9. November 2017, Kommission/Griechenland (C-481/16, nicht veréffentlicht, EU:
C:2017:845), zu zahlen.

3. Die Hellenische Republik wird verurteilt, an die Europédische Kommission einen Pauschalbetrag von 5 500 000 Euro zu
zahlen.

4. Die Hellenische Republik trigt die Kosten.

() ABL C 87 vom 16.3.2020.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 20. Januar 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des
Hgojesteret — Dinemark) — Apcoa Parking Danmark A[S | Skatteministeriet

(Rechtssache C-90/20) (')

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem — Richtlinie 2006/112/EG — Art. 2
Abs. 1 Buchst. ¢ — Anwendungsbereich — Steuerbare Umsiitze — Von einer Gesellschaft des Privatrechts
durchgefiihrte Ttigkeiten — Betrieb von Parkplitzen auf privaten Grundstiicken — Von dieser Gesellschaft
in dem Fall, dass Kraftfahrer die allgemeinen Nutzungsbedingungen fiir diese Parkplitze nicht beachten,
erhobene Kontrollgebiihr — Einstufung — Wirtschaftliche und geschiiftliche Realitit der Umsiitze)

(2022/C 119/08)
Verfahrenssprache: Danisch

Vorlegendes Gericht

Haojesteret

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Apcoa Parking Danmark A[S

Beklagter: Skatteministeriet

Tenor

Art. 2 Abs. 1 Buchst. ¢ der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen, dass die Kontrollgebithren, die eine mit dem Betrieb privater Parkplitze
betraute Gesellschaft des Privatrechts in dem Fall erhebt, dass Kraftfahrer die allgemeinen Nutzungsbedingungen fiir diese
Parkplatze nicht beachten, als Gegenleistung fiir eine Dienstleistung anzusehen sind, die im Sinne dieser Bestimmung gegen
Entgelt erbracht wird und als solche der Mehrwertsteuer unterliegt.

() ABL C 161 vom 11.5.2020.



	Rechtssache C-90/20: Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 20. Januar 2022 (Vorabentscheidungsersuchen des Højesteret — Dänemark) — Apcoa Parking Danmark A/S / Skatteministeriet (Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art. 2 Abs. 1 Buchst. c – Anwendungsbereich – Steuerbare Umsätze – Von einer Gesellschaft des Privatrechts durchgeführte Tätigkeiten – Betrieb von Parkplätzen auf privaten Grundstücken – Von dieser Gesellschaft in dem Fall, dass Kraftfahrer die allgemeinen Nutzungsbedingungen für diese Parkplätze nicht beachten, erhobene Kontrollgebühr – Einstufung – Wirtschaftliche und geschäftliche Realität der Umsätze)

